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Welch ein Jahr! Das 1988 prägende Image Großbritanniens in Europa ist das ei-
ner britischen Premierministerin, die auf einer Rednertribüne in Brügge, einem
europäischen Knotenpunkt seit dem Mittelalter, ihre europäische Vision dekla-
miert und damit bei den meisten ihrer europäischen Zuhörer auf Unverständnis
und Abneigung stößt. Da mögen die Arbeiter am europäischen Gebäude geglaubt
haben, sie hätten den Gaullismus überwunden, allein, um 20 Jahre später mit des-
sen Granthamscher (Heimatstadt von Margaret Thatcher) Metamorphose kon-
frontiert zu werden. Es handelt sich hierbei um eine typisch englische, nicht ein-
mal britische Variante. Dies hätten die Brügger Bürger im 13. Jahrhundert klarer
erkannt, dank ihrer kontinuierlichen wirtschaftlichen, politischen und familiären
Verbindungen zum schottischen Hof. Unter den in Brügge versammelten Politi-
kern, Diplomaten und Eurokraten waren viele, die 1985 erleichtert aufgeatmet
hatten, als sich Frau Thatcher zur Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) be-
kannte. Ihr Eindruck, daß damit 35 Jahre einer unsicheren und unklaren bri-
tischen Position zur Europäischen Integration zu Ende gegangen waren, mag ge-
rechtfertigt gewesen sein; nun mußten sie schmerzlich erkennen, daß Margaret
Thatchers Interpretation der EEA nicht ganz der ihrigen entsprach.

Es wäre jedoch falsch, das Bild der britischen Haltung zu Europa nur in derart
starken Farben zu malen. Das Jahr hatte mit ernsthaften Bemühungen von Regie-
rung und Industrie begonnen, sich auf eine positive Gestaltung des Binnenmarkt-
prozesses einzustellen. 1988 war das Jahr, in dem sich Labour Party und Ge-
werkschaften aus dem Dickicht der Ablehnung der Europäischen Gemeinschaft
zu befreien vermochten und eine neue Strategie maßvoller Reformen der Ge-
meinschaftspolitik verabschiedeten, in Einzelfällen sogar die EG als Vehikel ihrer
eigenen politischen Ziele interpretierten. Auf der rechten Seite des politischen
Spektrums mag Margaret Thatcher die Regierungspolitik dominiert haben, aber
sie hielt zweifellos kein Monopol der Ideen. Die Tory Reform Group, die diejeni-
gen Konservativen umfaßt, die an einer klaren Ablehnung der EG-Mitgliedschaft
Großbritanniens festhalten, verlor an politischem Gewicht. An ihrer Stelle bildete
sich eine neue Gruppierung von Wirtschaftsliberalen heraus, deren kritische Hal-
tung sich nicht so sehr auf die EG als solche, sondern auf ihre spezifische Entwick-
lung bezog. Im Gegensatz dazu gab sich das industrielle und finanzielle Establish-
ment eher distanziert gegenüber Margaret Thatchers hartnäckiger Weigerung ge-
genüber einer Vollmitgliedschaft im Europäischen Währungssystem (EWS). Die-
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se Kritik wurde - inoffiziell - durch einige Kabinettsmitglieder geteilt. Insgesamt
war 1988 in Großbritannien gekennzeichnet durch eine aufblühende politische
Debatte, deren Kernfrage nicht lautete: „Europa - Ja oder Nein?" sondern „Wel-
ches Europa?"

Auch ein Blick auf die weiteren Felder westeuropäischer Politik ergibt kein ein-
deutiges Bild, betrachtet man die Entwicklung in den europäisch-amerikanischen
Beziehungen, die wachsende Debatte um die europäische Verteidigung, die
Verschiebungen in den Ost-West-Beziehungen und die Arbeitskontakte zwischen
britischen Stellen und ihren europäischen Partnern. Von Fall zu Fall ergaben sich
enorme Variationen in der britischen Position, die bisweilen in Übereinstimmung
mit den europäischen Partnern stand, oft jedoch durch das dichte Netz der trans-
atlantischen Beziehungen abgehoben wurde, zuweilen gewohnheitsmäßig prag-
matisch, gelegentlich jedoch kompromißfeindlich doktrinär ausfiel.

Wo liegen die Gründe für diese gegenläufigen Strömungen? War es für die Bri-
ten selbstverständlich geworden, sich in eine EG einbinden zu lassen, die durch
die EEA-Reform und das Ziel wirtschaftlicher Erneuerung bestimmt wurde?
Oder versuchte die Regierung statt dessen, die Uhren zurückzudrehen? Gab es in
der britischen Regierung oder der breiteren öffentlichen Meinung so etwas wie
ein Nachdenken über die langfristige politische Konstruktion der Europäischen
Gemeinschaft, über ihre politische Finalität?

Die Nachwirkungen des Haushaltsstreits

Ende 1987 befand sich die Gemeinschaft in einer kritischen Lage. Über Monate
hinweg blieb die EG in den Verhandlungen über das Paket aus Agrarreform, Ein-
nahmen und Strukturfonds gefangen. Viele gaben der hartnäckigen Standfestig-
keit Margaret Thatchers die Schuld am NichtZustandekommen einer Vereinba-
rung. Ihr Hauptanliegen war ein vernünftiger finanzieller Ansatz, gestützt auf ver-
tretbare Leistungen und eine rigorose Haushaltsdisziplin. Teile des Delors-Pakets
gingen jedoch viel weiter, insbesondere in der Ausweitung der Einnahmen und ei-
ner erheblichen Vergrößerung des Strukturfonds. Instinktiv mißtraute Margaret
Thatcher dem dahinterstehenden guten Willen und war nicht gewillt, die relativ
sichere Fontainebleau-Vereinbarung gegen etwas anderes einzutauschen, das we-
niger strenge Haushaltsdisziplin bedeutete. Auch war sie alles andere als über-
zeugt, daß eine erhebliche Ausweitung der Strukturfonds entsprechende Ergeb-
nisse zeitigen würde, und schließlich hatte sie nicht das geringste dagegen einzu-
wenden, mit ihrer Position in den Verhandlungen allein zu stehen. Ihrer persönli-
chen Weltanschauung entsprechend glaubte sie, es sei besser, an einer sachge-
rechten Lösung festzuhalten, als sich auf eine weniger geeignete zweitbeste einzu-
lassen.

Im Vorfeld des Brüsseler Sondergipfels vom Februar 1988 gab es dementspre-
chend gute Gründe, am Erfolg der Verhandlungen überhaupt zu zweifeln, nicht
zuletzt unter einer deutschen Präsidentschaft, die durch die ambivalente Position
der Bundesrepublik zur Frage der Agrarreform behindert wurde. Am Ende des
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Treffens hatte Margaret Thatcher jedoch einem Paket zugestimmt, welches die
Vergrößerung der Einnahmenbasis und die Verdoppelung des Strukturfonds vor-
sah. Margaret Thatchers öffentlich geäußerte Minimalposition zu letzterem Punkt
war eine Steigerung der Fonds um ca. 55% gewesen. Worin lag der Grund für die-
sen Haltungswandel, der möglicherweise Voraussetzung einer Verhandlungslö-
sung war? Verschiedene Faktoren scheinen dabei entscheidend gewesen zu sein.
Zum ersten ließ sich die britische Seite davon überzeugen, daß die Verhand-
lungslösung tatsächlich eine starke Rechtskraft besitze und insofern eine Verbes-
serung zur Fontainebleau-Regelung bedeute. In künftigen Verhandlungen würde
die britische Regierung auf der Basis von Gemeinschaftsvereinbarungen argu-
mentieren können, anstatt sich gegen solche behaupten zu müssen. Zum zweiten
wurde die Verbindung zwischen dem Ziel des Zusammenhalts der Gemeinschaft
und der Vollendung des Binnenmarktes anerkannt. Trotz anhaltender britischer
Zweifel über den sachgerechten Einsatz der erweiterten Strukturfonds erkannte
man, daß das gesamte Paket ohne eine großzügige Haltung gegenüber den Mittel-
meerländern nicht würde verabschiedet werden können. Zum dritten waren Frau
Thatcher und ihr Kabinett stark am Vorankommen des Binnenmarktprogramms
interessiert. In ihrer Sicht würde es kaum möglich sein, die dazu notwendige gute
Verhandlungsatmosphäre auch unter erschwerten Bedingungen zu behaupten,
wenn nicht die Agrar- und Haushaltsprobleme erledigt würden.

Der strukturelle Charakter des Delors-Pakets beendete eine 15 Jahre anhalten-
de intensive und oft scharf geführte Debatte über den Gemeinschaftshaushalt.
Die britische Europapolitik konnte sich nun auf die anderen Fragen der Ge-
meinschaftspolitik konzentrieren. Damit schien Frau Thatcher am Ende doch we-
nigstens einige der politischen Verknüpfungen verstanden zu haben, die stets für
eine Bekräftigung des gemeinschaftlichen Handlungsrahmens nötig waren.

„ Thatcherism " in Europa

Die konservative britische Regierung hatte sich immer als Speerspitze der Bemü-
hungen zur Vollendung des Binnenmarktes verstanden. Die genaue Bedeutung
dieser entschlossenen Haltung ist ohne eine nähere Bestimmung der Implikatio-
nen des Binnenmarktes im Verständnis der britischen Regierung kaum nachzu-
vollziehen. In diesem Zusammenhang ist bedeutsam, daß der Begriff „Wirt-
schaftsintegration" im Grunde nicht in ihre Rhetorik paßt, im Gegensatz zum
Verständnis in anderen Mitgliedstaaten wie auch in der Auseinandersetzung mit
1992 in den EFTA-Staaten. Die Schlüsselbegriffe der britischen Konservativen
lauten „Liberalisierung" und „Deregulierung". Ihr Hauptanliegen zielt auf die
Verbesserung der Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit der Industrie. Sie sind fest
davon überzeugt, daß die Marktkräfte, wie hart ihre Auswirkungen bisweilen auch
sein mochten, den besten Weg darstellen, dieses Ziel zu erreichen. Im Beharren
darauf stützt sich die britische Regierung auf nationale Erfahrungen. Britische
Minister berufen sich auf die Wachstumsentwicklung der britischen Wirtschaft
und halten ihr Modell für exportfähig gegenüber ihren europäischen Partnern.

364 Jahrbuch der Europäischen Integration 1988/89



Vereinigtes Königreich

Angesichts der Bedeutung der weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen ging
es jedoch nicht allein um die EG; die Liberalisierung innerhalb der EG war dem-
entsprechend kein Selbstzweck, sondern vielmehr Teil eines breiteren internatio-
nalen Prozesses. Wesentlich war, daß die EG ernsthaft einen marktgestützten An-
satz verfolgte und keine Abweichungen davon zuließ. Diese klare Aussage
bestimmte die britische Position in den Fragen der Vollendung des Binnenmark-
tes. Im März 1988 initiierte die Regierung eine 15 Mio. Pfund teure Werbekampa-
gne, um die britischen Unternehmer von dieser Linie zu überzeugen. Nachdem sie
mit Erschrecken festgestellt hatte, daß 1987 nur 15% der Unternehmen den Bin-
nenmarkt wahrgenommen hatten, setzte sie sich zum Ziel, Ende 1988 eine 90%ige
Aufmerksamkeit zu erzielen. Mit massiver Unterstützung der Regierung schwenk-
te im Herbst des Jahres der Verband der britischen Industrie (CBI) mit einem
ambitiösen Maßnahmenkatalog auf diese Linie ein. Auf diese Weise bemühte sich
die Regierung, in Großbritannien das durchzusetzen, was sie in Brüssel gepredigt
hatte.

Die britische Botschaft in Brüssel bzw. im September im nahe gelegenen Brüg-
ge lautete: Reduzierung der Staatstätigkeit und Privatisierung von Industrie und
Dienstleistung; Abbau, nicht Ansteigen der Gesetzesflut; Verminderung der Be-
lastung der Unternehmen; Einführung des Wettbewerbs in bis dahin geschützte
Sektoren zur Erzielung größerer Effizienz und geringerer Verbraucherpreise;
Freiheit des Kapitalverkehrs zur Verbesserung der Investitionsmöglichkeiten;
Öffnung des Arbeitsmarktes zur Erzielung höherer Produktivität und Erzeugung
neuen Wohlstandes aus neuen wirtschaftlichen Aktivitäten. Wenn schon den bri-
tischen Behörden die Führung von Industrieunternehmen nicht zugetraut wurde,
so gab es keinen Grund anzunehmen, die Brüsseler Bürokratie sei dazu eher in
der Lage. Angesichts der britischen Erfahrungen mit den Effekten einer Minde-
rung der Rolle der Gewerkschaften schien es an der Zeit, daß andere europäische
Staaten die gleiche Erfahrung machten.

Nach britischer Ansicht müssen die EG-Staaten begreifen, daß Anpassungen
nicht ohne Kosten zu erzielen seien, aber daß diese Kosten langfristig durch die
Erträge freien Unternehmertums mehr als ausgeglichen würden. Darüber hinaus
sollten die Europäer sorgfältig abwägen, welche Maßnahmen zur Erreichung die-
ser Marktziele wirklich notwendig seien. In Margaret Thatchers Sicht waren die
Steuerharmonisierung und eine gemeinsame Währung überflüssig, oder, schlim-
mer noch, Schritte in die falsche Richtung.

Souveränität und Nationalismus

Margaret Thatcher zählt zu den überzeugten Verfechtern der klassischen Rolle
des Staates als der zentralen Ebene von Regierung und Politik. Hierin sieht sie
sich in völliger Übereinstimmung mit General de Gaulle und seiner Formel vom
„Europa der Vaterländer". In einem Radio-Interview im Juli 1988 ging sie so weit,
sich selbst mit de Gaulle zu vergleichen und seinen Ansatz in der Europapolitik zu
loben. Auf die Rede von Kommissionspräsident Jacques Delors vor dem Europä-
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ischen Parlament kurz zuvor, in dem dieser prognostiziert hatte, daß eines Tages
etwa 80% der ökonomischen und sozialen Gesetzgebung in Brüssel entschieden
werden könnte, hatte sie entsetzt reagiert. In ihren Augen war dies nicht mehr
wirtschaftlich zu rechtfertigen und bedeutete zugleich einen nicht hinnehmbaren
Eingriff in die nationale Souveränität. Der EG sollten lediglich begrenzte und
konditionale Kompetenzen zufallen, nicht jedoch eine unbestimmte Übertragung
politischer Autorität. Die Entwicklung der folgenden Monate, die weitergehen-
den Diskussionen über Maßnahmen zum Abbau der Grenzen oder zur Weiterent-
wicklung der monetären Integration bekräftigten Margaret Thatchers Entschlos-
senheit, die wesentlichen Attribute der Staatlichkeit national zu behaupten, was
für sie notwendigerweise die Aufrechterhaltung von Grenzen und das Recht zur
Kontrolle der Währung und der Geldmenge einschließt.

Auf dem rechten Flügel der britischen Politik fanden Margaret Thatchers An-
sichten viel Zustimmung, auch unter Teilen der Linken, die in offener Ablehnung
der EG-Mitgliedschaft verharrten. Umfassende Anerkennung blieb ihnen jedoch
versagt. Der alte, Edward Heath zugeneigte Flügel der konservativen Partei kriti-
sierte mehrfach die in seiner Sicht gleichgültige Haltung der Premierministerin
gegenüber den Realitäten der Interdependenz und hielt dagegen, daß effektive
Souveränität besser durch eine aktive Zusammenarbeit in Europa in möglichst
vielen Politikbereichen, nicht nur in der Frage der Marktliberalisierung, bewahrt
werden könne. Lord Cockfield erntete den offenen Widerspruch der Premiermi-
nisterin für seine - von Brüssel aus - „unloyal" gewährte Unterstützung dieser
These. Eine zweite Amtszeit Cockfields als EG-Kommissar wurde deshalb nicht
einmal in Erwägung gezogen. Seine Ansicht wurde jedoch von vielen Beamten
und sogar einigen Ministern voll und ganz geteilt. In der politischen Mitte bestand
bei David Owen und der geschrumpften Sozialdemokratischen Partei ein höheres
Maß an Sympathie für Margaret Thatchers Ansichten, nicht jedoch für ihren ag-
gressiven Stil. Die neuen Demokraten dagegen hielten die alte liberale Position
einer starken Unterstützung des Ziels der Europäischen Union aufrecht. Gleich-
zeitig näherte sich die Labour Party einer Akzeptanz der britischen EG-Mit-
gliedschaft.

Heftigen Widerspruch unter den anderen Europäern rief in der Brügger Rede
die Unterstellung hervor, diese strebten die Schaffung von Einheitseuropäern an
und leugneten den Reichtum und die Verschiedenartigkeit der Kulturen und Tra-
ditionen der europäischen Nationen. Frau Thatcher erkannte die Notwendigkeit
zur Partnerschaft an, nicht jedoch zur Vereinheitlichung. Diese war allerdings nie
Ziel der Europäischen Integration, doch muß man nachvollziehen, warum Marga-
ret Thatcher diese Vorstellung als Bedrohung empfand. Von ihrer Bildung her
neigt sie den praktischen Wissenschaften zu, verfügt über geringe Kenntnisse der
Geschichte und nur über Annahmen zur europäischen Geschichte und zum trans-
atlantischen Verhältnis in seiner Prägung durch den 2. Weltkrieg. Sie interessiert
sich weder für Sprachen, noch reist sie viel, ist aber vertraut in der Kultur eng-
lischer Landschaften. Außer aus ihrer Zeit als Premierministerin verfügt sie über
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keine persönlichen Kenntnisse anderer europäischer Staaten; daher fehlt ihr ein
Gespür für die politsche Kultur anderer Nationen, etwas, was vielen führenden
Politikern in anderen europäischen Staaten fast zur zweiten Natur geworden ist.
Dennoch ist eine merkwürdige Wendung in der britischen Europadebatte über
die Auswirkung des Nationalismus zu beobachten. Frau Thatcher verkörpert den
englischen Nationalisten, der in Europa die vitale Notwendigkeit vertritt, die na-
tionale Identität seines eigenen Landes zu schützen. Im November 1988 fand eine
Nachwahl in Glasgow-Govan statt, um den Nachfolger für Bruce Millan zu
bestimmen, der als EG-Kommissar nach Brüssel ging. Mit überwältigender Mehr-
heit wurde dieser Sitz durch Jim Sellars von der Scotish National Party gewonnen.
Meinungsumfragen in ganz Schottland belegten eine Welle der Zustimmung für
die SNP und ebenso für ihren neuen politischen Slogan: „Scotland free by '93". In
Stellungnahmen der SNP zeichnete sich ein Plan für ein unabhängiges Schottland
in einem vereinten Europa ab, ein Ziel, daß von vielen der traditionellen Anhän-
ger anderer politischer Parteien in Schottland breit unterstützt wurde.

Die Entfaltung wirtschaftlicher Interessen

Alle verfügbaren Statistiken für 1988 belegen den hohen Grad der Handelsver-
flechtung zwischen dem Vereinigten Königreich und dem Rest der Gemeinschaft;
alle weisen gleichzeitig auf das Handelsdefizit hin. Obwohl die britische
Wirtschaft weiter intensiv in den USA investierte, nahmen ihre Investitionen in
Europa ebenfalls zu. Großbritannien verblieb außerhalb des Wechselkursmecha-
nismus des EWS, fast das ganze Jahr hindurch jedoch blieb der Wert des Sterling
praktisch gekoppelt an die Deutsche Mark. Britische Geldinstitute machten regen
Gebrauch vom ECU, im Oktober gab der Schatzkanzler bekannt, daß Staatsanlei-
hen auch in ECU gehalten werden konnten. Die Londoner City erwartete Gewin-
ne aus dem Zufluß von Geldern durch die Liberalisierung des Kapitalverkehrs in
anderen Staaten der Gemeinschaft. Die weit überwiegende Meinung der Finanz-
elite im Vereinigten Königreich hielt eine Vollmitgliedschaft im EWS für überfäl-
lig. Angesichts dieser Einstellungen führte der anhaltende Widerstand der Pre-
mierministerin zu wachsenden Irritationen.

Auf der Unternehmerebene wurde die europäische Dimension weitgehend um-
gesetzt. Die Verbände intensivierten ihre europäischen Aktivitäten sowohl im Be-
reich der Interessenartikulation und Einflußnahme auf relevante Gemeinschafts-
entscheidungen als auch hinsichtlich der Sensibilisierung ihrer Mitglieder für die
Vorgänge in Brüssel. In einigen Fragen, wie etwa der Fusionskontrolle, stimmte
die Position der britischen Wirtschaft eher mit der EG-Kommission als mit der
britischen Regierung überein. Auch zeigten sich die Unternehmen stärker am Ab-
bau der Grenzkontrollen interessiert als die Regierung. Ihr Interesse an den
Märkten und Partnern in anderen EG-Staaten stieg deutlich. Das Thema jedoch,
das die gesamte Wirtschaft mit der Regierung gegen den Rest der EG vereinte,
war die „soziale Dimension" des Binnenmarktes. In diesem Bereich unterstützte
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die britische Wirtschaft überwiegend ihre Partnerorganisationen auf dem Konti-
nent in der Ablehnung der Kommissionsvorschläge.

Bilanz

Der Wandel in den europapolitischen Positionen der Labour Party und der Ge-
werkschaften ist möglicherweise die interessanteste politische Entwicklung des
Jahres 1988. Beide hatten sich durch die sektiererischen Debatten der Linken in
der Mitte der 70er Jahre ins Abseits manövriert. Eine realistische Analyse hätte
schon längst zu der Einsicht führen müssen, daß eine weitere Ablehnung der EG-
Mitgliedschaft weder dem Wähler attraktiv erschien, noch mit den zentralen poli-
tischen Zielen von Labour und Gewerkschaften übereinstimmte. Sich von der
Konservativen Partei abzuheben, die ja die politische Macht fest im Griff hielt,
bildete einen zusätzlichen Anreiz für die Labour Party. Diese Konstellation führte
zu einer Neubestimmung ihrer Politik; im April 1988 warb sie mit einer 750 000
Pfund teuren Kampagne für ihre neue Strategie der Zusammenarbeit in der EG.
Diese Entwicklung war auch durch den knappen Wahlsieg eines Ge-
meinschaftsgegners als Führer der Labour-Gruppe im Europäischen Parlament in
Straßburg kurz danach nicht aufzuhalten. In bezug auf die Gewerkschaften fand
eine geradezu historische Annäherung anläßlich des Gewerkschaftskongresses im
September statt, als Jacques Delors die Delegierten zu stehenden Ovationen für
seine energisch vorgetragene europäische Vision hinriß. Die Episode trug dazu
bei, Margaret Thatchers Ablehnung europäischer Sozialpolitik zu bekräftigen;
gleichzeitig war sie Balsam auf die Wunden der Linken, welche noch aus den tren-
nenden Europadebatten der Vergangenheit stammten.

1988 war ein faszinierendes Jahr. Die britische Regierung und insbesondere die
Premierministerin prägten wiederholt die Schlagzeilen in den Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft, wobei häufiger über ihre Kritik an der Gemeinschaft als über ihre
Initiativen für ein effektiveres Handeln der EG berichtet wurde. Die britischen
Medien räumten der Entwicklung der Integration bislang ungekannten Raum ein
und berichteten meistens positiv. Die britischen Interessengruppen bemühten
sich intensiv um die Nutzung der EG-Gesetzgebung für ihre Interessen; auf der
Unternehmensebene begannen viele Firmen, ihre eigene Europastrategie zu ent-
wickeln. Die europäische Dimension wurde schließlich zum normalen „Bestand-
teil" des innenpolitischen Prozesses. Während die provozierende Sprache von
Margaret Thatcher aus verständlichen Gründen einen Großteil der Aufmerksam-
keit beansprucht hat, sollte dies nicht davon ablenken, daß in Großbritannien un-
ter der Oberfläche ein tiefgreifender Wandel in der Auseinandersetzung mit der
EG eingesetzt hat, in dem sich eine gewandelte Interessenlage an der Weiterent-
wicklung der Gemeinschaft ausdrückt.
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